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Vertrag
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 

und der Volksrepublik Mocambique 
über Rechtshilfe in Zivil-, Familien-, 

Arbeitsrechts- und Strafsachen

Die Deutsche Demokratische Republik und die Volksrepu­
blik Mocambique sind,

in dem Bestreben, die freundschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen beiden Staaten auf der Grundlage des Vertrages 
vom 24. Februar 1979 über Freundschaft und Zusammenarbeit 
zu vertiefen,

von dem Wunsche geleitet, die Beziehungen zwischen bei­
den Staaten auf dem Gebiet der Rechtshilfe in Zivil-, Fami­
lien-, Arbeitsrechts- und Strafsachen zu regeln, übereinge­
kommen, diesen Vertrag abzuschließen.

Zu diesem Zweck wurden zu Bevollmächtigten ernannt:
Seitens der Deutschen Demokratischen Republik

Hans-Joachim Heusinger 
Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Minister der Justiz,

Seitens der Volksrepublik Mocambique

Teodato da Silva Hunguana 
Minister der Justiz,

die folgendes vereinbart haben:

T e i l  I 
Rechtsschutz

Artikel 1 
- Freier Zutritt zu den Gerichten

(1) Staatsbürger des einen Vertragsstaates haben auf dem 
Territorium des anderen Vertragsstaates freien Zutritt zu 
den Gerichten und können vor diesen in Zivil-, Familien-, 
Arbeitsrechts- und Strafsachen unter denselben Bedingungen 
wie Staatsbürger dieses Vertragsstaates auftreten.

(2) Staatsbürger des einen Vertragsstaates sind die Perso­
nen, die nach den Rechtsvorschriften dieses Staates^ dessen 
Staatsbürgerschaft besitzen.

(3) Absatz 1 ist auf juristische Personen, die nach den 
Rechtsvorschriften des einen Vertragsstaates errichtet wor­
den sind und ihren Sitz auf dessen Territorium haben, ent­
sprechend anzuwenden.

Artikel 2
Befreiung von der Sicherheitsleistung 

für die Verfahrenskosten

(1) Staatsbürgern des einen Vertragsstaates, die vor den 
Gerichten des anderen Vertragsstaates als Kläger auftreten, 
darf, soweit sie Wohnsitz oder Aufenthalt auf dem Territo­
rium eines der Vertragsstaaten haben, keine Sicherheitslei­
stung für die Verfahrenskosten auferlegt werden.

(2)  Absatz 1 ist auf juristische Personen, die nach den 
Rechtsvorschriften des einen Vertragsstaates errichtet worden 
sind und ihren Sitz auf dessen Territorium haben, entspre­
chend anzuwenden.

Artikel 3 
Kostenbefreiung

(1) Staatsbürgern des einen Vertragsstaates wird von den 
Gerichten des anderen Vertragsstaates Befreiung von den 
Kosten eines Verfahrens unter denselben Voraussetzungen 
und in demselben Umfange wie Staatsbürgern dieses Ver­
tragsstaates gewährt.

(2) Eine Befreiung von den Kosten, die von einem Gericht 
des einen Vertragsstaates in einem Verfahren gewährt wor­
den ist, gilt auch für alle Prozeßhandlungen, die in diesem 
Verfahren von einem Gericht des anderen Vertragsstaates 
durchgeführt werden.

T e i l  II
Rechtshilfe in Zivil-, Familien- 

und Arbeitsrechtssachen

Artikel 4 
Gewährung von Rechtshilfe

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, einander auf Er­
suchen ihrer Gerichte nach den Bestimmungen dieses Ver­
trages in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen Rechts­
hilfe zu leisten.

(2) Die in Absatz 1 genannten Gerichte gewähren auch an­
deren Organen der Vertragsstaaten, die in Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechtssachen tätig sind, Rechtshilfe.

Artikel 5 
Umfang der Rechtshilfe

Rechtshilfe umfaßt die Durchführung von Prozeßhandlun­
gen zur Klärung eines Sachverhalts, zur .Feststellung von Tat­
sachen oder aus anderen Gründen sowie die Zustellung von 
Schriftstücken.

Artikel 6 
Art des Verkehrs

Die Gerichte der Vertragsstaaten verkehren- durch Ver­
mittlung der Ministerien der Justiz der Vertragsstaaten mit­
einander, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt 
ist.

Artikel 7 
Sprache und Übersetzungen

Ersuchen um Rechtshilfe, Ersuchen um Zustellung von La­
dungen und anderen Schriftstücken sowie die Anlagen sind 
in der Sprache des ersuchenden Vertragsstaates abzufassen 
und mit einer beglaubigten Übersetzung in die Sprache des 
ersuchten Vertragsstaates zu versehen.

Artikel 8 
Inhalt und Form der Ersuchen

(1) Das Ersuchen hat folgende Angaben zu enthalten:
1. das Gericht, von dem das Ersuchen ausgeht, und das Ge­

richt, an das das Ersuchen gerichtet ist;
2.. die Sache, auf die es sich bezieht;
3. die Namen der Beteiligten, ihre Staatsbürgerschaft, ihren 

Beruf, Wohnsitz oder Aufenthalt sowie ihre Stellung im 
Verfahren;

4. Namen und Anschriften der Rechtsvertreter;
5. die Tatsache, über die Beweis erhoben, oder die Hand­

lung, die vorgenommen werden soll, die Darlegung des 
Sachverhalts, soweit dies zum Verständnis erforderlich 
ist; bei Zustellungsersuchen insbesondere die Anschrift 
und die Staatsbürgerschaft des Empfängers sowie die zu­
zustellenden Schriftstücke.

(2j Das Ersuchen und die angeschlossenen Schriftstücke


